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^Bericht über die parlamentarische
Tätigkeit der sozialdemokratischen

Reichstagssraktion .
Die Periode parlamentarischer Arbeit , auf die sich

efer Bericht zu erstrecken hat , zerfällt in zwei durch die
eichstagswahl vom 26 . Januar 1907 geteilte Abschnitte .

Der erste reichte vom 19. November bis zum 13. Dezem¬
ber 1906 ; der zweite vom 19. Februar bis zum 14. Mai
1907 .

Während des ersten Abschnittes beschäftigte sich der
Reichstag außer mit einigen sozialpolitischen Gesetzes -
entwürfen von mehr oder weniger großer Bedeutung
hauptsächlich mit der Behandlung der Kolonialfragen ; der
zweite Abschnitt wurde , abgesehen von den Erörterungen
Ader die Reichstagswahlen und ihre Neben- und Folge¬
erscheinungen , fast ganz durch die Etatsberatungen aus¬
gefüllt.

I .
Wenige Wochen vor dem Wiederzusammentritt des

Reichstages nach dem Abschluß der sommerlichen Ver¬
tagung von 1906 war der Parteitag zu Mannheim ver¬
sammelt gewesen . Der damals von Schöpflin er-

attete parlamentarische Bericht löste nur eine wenig
fangreiche Debatte aus : niemand fand in der Pölt¬

schen Situation im Herbst 1906 die Veranlassung , eine
neralfrage anzuschneiden, die Kritik beschäftigte sich

irlmehr nur mit einigen iitcht sehr bedeutenden Einzel-
iten . Dieses Verhalten ist kennzeichnend . Niemand

auf dem Parteitag hatte Grund zur Annahme nahe be-
wrstehender Konflikte; die politischen Verhältnisse waren
mcht viel schlechter als wie wir sie seit Jahren zu er¬
tragen hatten ; die Wahlen schienen noch zu weit ent¬
fernt , als daß sie Anlaß zu Erörterungen hätten geben
luuneii.

Dem Fürsten Bülow, der im Frühjahr 1906 krank im
Reichstag zusammcngebröchen war , rechnete man Wohl
allgemein nur noch eine kurze Amtsdauer zu, besonders
veil er in der Marokkoangelegenheit nicht
verstanden hatte , Deutschland vor ernsten Gefahren und
einer argen moralischen Niederlage zu bewahren. Der
Ersatz des wenig energischen stellvertretenden Kolonial-
birektors Prinzen von Hohenlohe durch den bisherigen
iSankdirektor Bernhard Dernburg in der Leitung unseres
Sotonialwesens hatte im bürgerlichen Lager im großen
und ganzen einen guten Eindruck gemacht ; unsere Presse
teilte sich fast durchweg auf den Standpunkt , daß man —
Eci aller Schärfe in der Bekämpfung des Systems — den
neuen Mann nach seinen Taten richten wolle und bes¬
old mit der Kritik zunächst zurückhalte.

Interpellation Bassermann.
Die lange Dauer des südwestafrikanischen Kolonial-

Icieges, die ungeheuren Opfer an Gut und Blut , die er
rfordertc, die fortgesetzten Tippelskirch-Podbielski-

8oermannskandale , der demütigende AuAzang der Ma-
wkkoasfäre, die Erfolge der englischen und französischen
Bündnispolitik, und nicht zuletzt die verderbliche Fletsch -
tcuerung , das Mißbehagen über den hohen Diskontsatz
« it seinen wirtschaftlichen Folgen und die durch neue
Steuern herbeigeführte Verteuerung und Erschwerung
rs Verkehrs und Verzehrs hatten indessen während des
kommers und Herbstes eine immer weiter um sich grei-
inde Unzufriedenheit im Volke erweckt, die ihren Aus-
ruck sogar in scharfen Reden und Beschlüssen national »
pernier Versammlungen fand. Frühzeitig und laut

der Abgeordnete Ba s s e r m a n n angckündigt, er
verde die erste Gelegenheit, die sich ihm im Reichstag
vete, ergreifen , um dem in der Bevölkerung Vorherr¬
lenden Gefühl des Mißbehagens Ausdruck zu verleihen,

d>e Regierung zu kritisieren und zu einer programmati -
iSen Erklärung zu zioingen. Gleich am ersten Tage der
iieichstagssession brachte er im Namen seiner Fraktion

übrigens sicherlich im Einverständnis mit dem Kanz-
lu‘, der „ vorzuhauen" gedachte — eine Interpel¬
lation ein, die folgenden Wortlaut hatte :

„ Ist der Herr Reichskanzler bereit , Auskunft zu
geben über unsere Beziehung zu den übrigen Mächten
und sich über die Besorgnisse zu äußern , welche in vie¬
len Kreisen unseres Volkes wegen der internationalen
Lage bestehen ? "

Die Begründung der Baffermannschen Interpellation
d>nte in eine schrille Anklage des persönlichen Regiments
*s . Es ist erklärlich, daß der Reichskanzler in
iOner Antwort gerade die Berechtigung dieser Anklage

bestreiten suchte. Rach seiner Meinung war und ist
jn deutsche Politik nicht nur friedfertig , sondern vor

>llen Dingen ailch zielklar und stetig. Gegeii niemand
man aggressiv Vorgehen und die Bündnisse fremder

Maaten dienten lediglich der Erhaltung des Friedens ;
Oie rede über kriegerische Absichten bei dcrBeschleuni-

A»g des FlottenbaucS sei töricht , freilich , so fügte er
!®*m hinzu , die Situation Deutschlands würde heute ge¬
gierter sein , wenn nicht seit den 80er Jahren die ü b e r-

e i s ch e Politik inauguriert worden wäre.
Im Namen der sozialdemokratischen Partei griff

^ uosse v . Volkmar in die Debatte ein . In großen
•% ctt legte er die Verfehlungen der deutschen auswär -

Politik dar und schilderte - ihren vollständigen Zu-
*mnlenbruch . Er erklärte , daß die deutsche Sozialdemo-
mtie fest entschlossen sei , ihre ganze Kraft bis zum
Gersten aufzuwenden , um alles dasjenige zu bekämpfen ,
g» durch Torheit oder durch Gewissenlosigkeit den Frie -
' it unter den Völkern stören könnte; denn dieser Frie -
kn sei eine notwendige Voraussetzung der sozialen und
Attischen Befreiung des Proletariats . Die sozialdemo -
'atischc Partei werde deshalb alles tun , um die Ent -'Üeluiig eines Krieges zu verhindern , dessen Ende un-
^ rhbar , dessen Ausgang unberechenbar sei , dessen
° :euel aber das sichere Ergebnis haben würden, allen
heiligten Völkern und der ganzen Kultur einen uuein-^nglichen Schaden zuzufügen. Es könne keinem Zweifel^ erliegen, daß die antideutschen Gefühle in Europa ,

die Antipathien gegen Deutschland heute stärker als seit
Jahrzehnten seien ; das beruhe nicht , wie törichterweise
behauptet wurde, auf dem Neid über dert großen Anteil ,
den das deutsche Volk an den Werken der Kultur hätte ,
über die Rolle, die es in den Künsten, in der Wissen¬
schaft, in der Technik spiele , sondern vielmehr auf fol»
gendem Umstand: „Die inneren Zustände
Deutschlands sind so beschaffen , daß sie beinahe in
Kulturnationen befremdend wirken, Mißtrauen und Ab¬
neigung herbeiführen und herbeiführen müssen .
Eine Regierung , die nicht die Vertreterin und Ausfüh-
rerin des Willens der Nation ist , eine Regierung , in
deren Hauptland eine kleine , aber einflußreiche und rück¬
sichtslose , urreaktionäre Klasse herrscht und die ganze
Politik bestimmt, während der Hauptteil des Volkes von
jeder Entscheidung über diese Angelegenheiten völlig
ausgeschlossen ist ; eine Regierung , die mit der größten
Partei des Landes auf einem dauernden , systemattsch
organisierten Kriegsfuß sich befindet, eine derartige Re¬
gierung kann unmöglich dem Ausland Vertrauen ein¬
flößen. Eine Regierung , in der das persönliche Regi¬
ment , in der ein kaum verhüllter Absolutismus , in der
außerkonstitutionelle Einflüsse aller Art eine große Wir¬
kung haben und ganz unberechenbar durcheinanderlaufen ,
kann unmöglich Sicherheit bieten für die Zukunft , weil
die Entschlüsse jeden Tag wechseln, weil ganz und gar
unberechenbare Stimmungen vorhanden sind , die von
einigen wenigen oder von einem einzigen schließlich ab-
hängen. . . . Diese Hinderungen , die in der innerpoli -
tischen Entwicklung vorhanden sind , können, wenn sie bis
ins Unendliche fortgehen, zu Katastrophen führen . Es
wäre auch gar nicht unmöglich , daß man vielleicht für
Unzufriedenheit im Innern einmal nach außen irgend
einen Abfluß suchen würde."

Der Redner der konservativen Partei , Graf Lim -
burg - Stirum , der dann zu Worte kam , erklärte ,
daß auch seine Partei die Situation Deutschlands nicht
für befriedigend ansehen könne . Freundlicher zur Re-
gieriing stellte sich der Redner des Zentrums , der Abge¬
ordnete Dr . Spahn . Er polemisierte nicht nur gegen
den Vertreter der nationalliberalen Interpellation und
gegen den sozialdemokratischen Redner , sondern auch
gegen Limburg-Stirum , und versicherte im allgemeinen
den Reichskanzler des größten Wohlwollens seiner Par¬
tei . Das Zentrum war eben noch damals ganz Regie¬
rungspartei . Im Gegensatz zu ihm tat sich die freisinnige '
Volkspartei an einer scharfen Wortkanonade gütlich; ihr
Vertreter , der Abgeordnete Dr . W i e m e r , fand , daß
wir in Deutschland an einem Mangel an Selbständigkeit,
an der Neigung zur Schönfärberei , an der Ueberspan-
nung der Autorität , an byzantinischen Stiinmungen und
Ueberschätzung von Aeußerlichkeiten litten , und daß die
unstete Jrrlichterpolitik des Fürsten von Bülow das
Vaterland in den Sumpf führen werde. Bemerkenswert
war von den Aeußerungen des Abgeordneten Wiemer
besonders der Schluß : „Mir war außerordentlich inter¬
essant das Eingeständnis des Herrn Reichskanzlers, daß
die überseeische Politik die Situation Deutschlaiids er¬
schwere und kompliziere . Das haben wir immer
ge s a g t , daß durch ein derartiges Engagement die
europäische Stellung Deutschlands, worauf es vor allem
ankommt, nicht erleichtert, sondern erschwert werde. Das
gilt von der unfruchtbaren Kolonialpolitik ,
das gilt von dem , was Weltpolitik genannt wird .

"
Mit fast gleicher Schärfe legte der Vertreter der

freisinnigen Vereinigung , Abgeordneter G o t h e i n ,
das Mißtrauen der ihm nahestehenden politischen Kreise
gegen die Regierung Bülows dar , und ihm schloß sich als
letzter der Antisemit Z i m m e r m a n n an , der als er¬
fahrener Demagoge die Stimmung des Kleinbürgertums
z>im Ausdruck brachte und klipp und klar aussprach : „Die
Mühle klappert ja ruhig weiter , der Müller — Pardon ,
Herr Reichskanzler — ist nach wie vor derjenige, der die
verantwortliche Zeichnung übernimmt ; aber das ändert
an der Tatsache nichts , daß unser Volk hinter dieser Poli¬
tik nicht steht und daß wir tatsächlich auch draußen in
der Welt isoliert sind .

"

So endete diese erste Aktion des Reichstages mit
einem geradezu vernichtenden Urteil über den Reichs¬
kanzler Bülow, seine Politik und das persönliche Regi¬
ment in Deutschland. Nur das Zentrum hatte Form
und Inhalt seiner Kritik so weit gemäßigt , wie es einer
Regierungspartei ansteht. Es lag auf der Hand, daß
das Kabinett Bülow — wollte es nicht schimpflich zu¬
grunde gehen — alsbald irgend etwas unternehmen
mußte , um wenigstens das Vertrauen der klein- und
miiielbürgerlichen Schichten wieder zu gewinnen.

Wahlprüfungrn .
Bevor sich das Parlament aitderen Aufgaben zu¬

wandte, beschäftigte es sich zunächst drei Tage lang mit
Prüfimg von Wahlen. War schon kurz nach dem Zu¬
sammentreten des Reichstags im Jahre 1903 bei den
Parteien der Rechten , dem Zentrum und bei den Natio¬
nalliberalen — unter Führung des Zentrums — das
Bestreben deutlich hervorgetreten, alle, auch die scham¬
loseste Wahlbceinfluffung gutzuheißen, wxnn sie einem
Mitglied jener Parteien zugute gekommen war , und
jeden , auch den lächerlichsten Vorwand z»l benutzen , um
das Mandat eines Sozialdemokraten zu kassieren , so
steigerte sich diese Neigung im Verlauf der Legislatur¬
periode zu einem v o l l st ä n d i g e n U m st u r z der
vom Reichstage früher aufgestellten und bisher gewissen¬
haft befolgten Debatten über die Berichte der Wahl-
prüflmgskommissionin Sack>en Dietrich, Malkewitz , Wilt -
berger , Kern, Dr . Höffel kam es zu leidenschaftlichen ,
ja oftmals stürmischen Auseinandersetzungen, in denen
von unserer Seite die Abgeordneten Fischer - Berlin ,
Geyer , Herbert die Sache der Gerechtigkeit und
parlamentarischen Reinheit mit äußerster Energie ver¬
traten . ( 118 . bis 120. Sitzung des Reichstags vom 15.
bis 17. November 1906. ) Wiederholt wiesen unsere
Parteigenossen darauf hin, daß es nicht angehe, die
Prüfung der Wahlen jahrelang hiiizuzieheu ; auf diese
Weise kann jemand ein Mandat fast eine ganze Legis¬
laturperiode hindurch zu Unrecht ausüben ünd so die
Mehrheit der Wähler eines Wahlkreises um ihre legi¬
time Vertretung betrügen. Welch ein Zustand , daß be :

der Auflösung des Reichstags am 13. Dezember 1906
noch nicht alle Wahlen aus dem Jahre 1903 durchgeprüft
waren .

Fleischnot.
Vom Frühjahr 1906 hatte eine beständige S t e ig e -

rung der Fleischpreise , nicht nur die indu¬
strielle Lohnarbeiterschaft des ganzen Reiches , sondern
auch das Kleinbürgertum , ja, in den Großstädten auch
zahlreiche Angehörige des mittleren Bürgerstandes ,
außerordenlich belastet. Unsere Fraktion brachte des¬
halb ( Nr . 542 der Drucksachen ) eine Jnterpel -
latio n ein , die folgendermaßen lautete :

„ Was gedenkt der Herr Reichskanzler zu tun , um
der notorischen Steigerung der notwendigsten Lebens¬
mittel , insbesondere des Fleisches , die zu einer schweren
Kalamität für den größten Teil des deutschen Volkes
geworden ist, entgegenzuwirken? "

Gleichzeitig hatte, ! die Freisinnigen eine ähnliche
Interpellation ( Nr . 541 der Drucksachen ) eingebracht,in der der Reichskanzler gefragt wurde, ob er der
Fleischteuerung durch Oeffnung der Grenzen unter Auf¬
rechterhaltung des Schutzes gegen die Einschleppung von
Viehseuchen , durch Herabsetzung oder Beseitigung der
Biehzölle und durch Aufhebung der Zölle auf Futtermit¬
tel Abhilfe zu schaffen beabsichtige ? Mit der Interpel¬
lation war ferner die Frage verknüpft, was der Reichs¬
kanzler zu tun gedenke, um den Beamten und Unter¬
beamten sowie den sonst in fester Besoldung stehenden
Angestellten der Reichsverwaltung einen Ausgleich für
die nachteiligen Folgen der herrschenden Preissteigerung
auf ihre Lebenshaltung zu schaffen ?

Als diese beiden Interpellationen am Montag , den
19 . November 1906, auf der Tagesordnung standen,
glänzten nicht nur der Reichskanzler und der neue preu¬
ßische Landwirtschaftsminister v . Arnim durch Abwesen¬
heit , auch alle Mitglieder des Bundesrats , mit Aus¬
nahme des Grafen Posadowskh , hatten es nicht de»
Mühe für wert erachtet , im Parlamente zu erscheinen.
Und dieser war auch nur gekommen , um zu erklären ,
daß der Reichskanzler „ hoffe , daß die Beantwortung
beider Interpellationen im Laufe der nächsten 14 Tage "
erfolgen könnte . Durch diesen Schachzug der Regierung
— ein Begräbnis vierter Klasse — ward es den Antrag¬
stellern unmöglich gemacht , ihre Anträge auch nur zu
begründen. Die agrarische Regierung wagte in dieser
Situation ebensowenig die offensichtlichen Schäden ihrer
Teuerungspolitik zu bestreiten, wie ihre Ursachen zu be¬
seitigen, sie handelte nach dem kläglichen Grundsätze :
Zeit gewonnen, alles gewonnen.

Bauarbeiterschutz.
Die erste sozialpolitische Vorlage , mit der

sich der Reichstag zu befassen hatte , war der Entwurf
eines Gesetzes über Aenderung der Gewerbeordnung ,
durch das die Kautelen für zuverlässige Leitung der
Bauunternehmungen verstärkt werden sollten.
Die erste Lesung dieses Entwurfes war bereits in dem
vorausgehenden Sessionsabschnitte des Reichstags vor¬
genommen worden, eine Kommission hatte ihn darauf¬
hin beraten , und der Reichstag wandte sich am 19. No¬
vember 1906 der Einzelberatung aufgrund des die Vor¬
lage empfehlenden Kommissionsberichts zu , nicht ohne
dabei auch in einer Art von Generaldiskussion die allge¬
meine Frage des Befähigungsnachweises unb andere
Probleme der Handwerkerpolitik wieder zu erörtern .

Der Entwurf der Negierung suchte die Garantien
für zuverlässige Bauleitung und Bauunternehmung
nicht , wie von den Zünftlern gewünscht , in der Einfüh¬
rung des allgemeinen Befähigungsnachweises für das
Baugewerbe , sondern in einem polizeilichen Untersag¬
ungsrecht. Dieses polizeiliche Untersagungsrecht sollte
sich in doppelter Richtung bewegen: einmal kann die
Polizei einen ganzen baulichen Gewerbebetrieb unter¬
sagen, und zweitens kann sie die Ausführung eines ein¬
zelnen Baues durch einen bestimmten Unternehmer oder
Leiter verbieten. Die Untersagungsbefugnis , die sich
gegen einen Gewerbebetrieb richtet , muß nach der Vor¬
lage von dem zuständigen baupolizeilichen Organ aus¬
gehen, das gegen den Unternehmer oder Leiter im Ver¬
waltungsstreitverfahren auf Untersagung klagt. Das
Verbot sollte erst in Kraft treten , wenn eine rechtskräf¬
tige Entscheidung auf Untersagung im Verwaltungs¬
streitverfahren ergangen sei. Die Ausführung eines
einzelnen Baues durch einen bestimmten Bauunterneh¬
mer oder Bauleiter sollte durch bloße polizeiliche Ver¬
fügung , d. h . durch die untere Verwaltungsbehörde ohne
weiteres untersagt weren können . Gegen diese Verfüg¬
ung sollte der Unternehmer oder Leiter da» Recht des
Einspruches haben ; dieser Einspruch wird im Verwal -
iungsstreitverfahren erledigt.

Der zweite Teil handelte von den Unfallverhütungs¬
vorschriften. Da» Reichsversicherungsamt soll nach
unserem Anträge «ntrr Mitwirkung von Bretretern der
Arbeiter und Unternehmer Normalvorschriften erlassen
für Sicherheitsvorrichtungen bei Abbruchsarbeiten, Aus¬
schachtung der Baugruben für Hoch - und Tiefbauten ,
Herstellung der Gerüste und Transportwege und für den
Auf- und Ausbau jeglicher Bauten , unter Berücksichtig¬
ung ihrer Eigenarten und des dazu verwendeten Ma¬
terials . Auf Grund der Normalvorschriften sollen dann
für alle Gebiete einer höheren Verwaltungsbehörde Un -
fallverhütungsvorschriftcn erlassen werden, die alljährlich
einer Nachprüfung zu unterziehen sind . Mit dem Er¬
laß und der Nachprüfung dieser Vorschriften sollen Kom¬
missionen, bestehend aus Unternehmern und Arbeitern ,
betraut werden, die von den Angehörigen der Gewerbe
zu wählen sind . Der dritte Teil handelte von der
Ueberwachung der Bauausführungen . Für die Ueber-
wachung sollen , so weit es noch nicht geschehen ist, Bau¬
polizeibehörden gebildet werden, die aus technischen Be¬
amten und praktisch gut gebildeten Personen auS den
Kreisen der Arbeiterschaft zusammenzusetzen sind . Die
Kontrolle soll ausgeübt werden von technisch vorgebil¬
deten Beamten und von den Kontrolleuren au » dem
Staiü >e der Arbeiterschaft gemeinsam ; beide sollen sich
in Ihrer Aufgabe gegenseitig ergänzen. Während den
technisch gebildeten Personen in erster Linie die Ausgabe

zufällt , zu prüfen , ob der Bau ngch den genehmigten
Plänen ausgeführt wird , soll es in der Hauptsache Auf¬
gabe der Arbeiterkontrolleure , als der Praktiker sein»
darauf zu achten , daß die Bauarbeiterschutzbestimmungen
ausgeführt werden.

Es braucht kaum erwähnt zu werden , daß dieser Vor¬
schlag eines wirksamen Bauarbeiterschutzessowohl in der
Kommission als im Plenum des Reichstages auf hef¬
tigsten Widerstand stieß . Vor allen Dingen wurde die
obligatorische Einführung der Baukontrolleure aus den
Kreisen der Arbeiter angegriffen . Auch der Regierungs¬
vertreter , ein preußischer Gehcimrat, wandte sich da¬
gegen, indem er besonders der Befürchtung Ausdruck gab .
daß „die Kluft zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh-
mGm" durch Einführung von Arbeiterkontrolleuren er¬
weitert werde.

Die Novelle zur Gewerbeordnung ist in 3. Lesung
am 10. Dezember gegen die Stimmen der sozialdemo¬
kratischen Fraktion verabschiedet worden .

Urheberrecht .
Die Stellung der sozialdemokratischen Partei zu dem

Entwurf eines Gesetzes über das Urheberrecht au Werke»
der bildenden Künste und der Photographie war durch
ihre Haltung zu der Frage des literarischen Urheber¬
rechts gegeben . Es handelt sich bei diesen Gesetzen um
nicht mehr und nicht weniger als um Arbeiterschutz ,
Schutz der geistigen Arbeit , die wir mindestens ebenso
hoch einschätzen wie jede andere Art menschlichen Schaf¬
fens . Die Fraktion konnte sich auch den in einigen
Petitionen vertretenen Anschauungen nicht anschließen ,
als ob durch dieses Gesetz die Verbreitung billiger guter
Bilder erschwert , oder gar verhindert werde .

Als bei der Beratung dieses Gesetzes die Frage ange¬
schnitten wurde , ob der Polizei das Recht zustehen solle»
verhaftete Personen zwangsweise und ohne richterliche
Ermächtigung photographieren zu lassen, trat der Wort¬
führer der sozialdemokratischen Partei , Genosse Stadt -
Hagen , lebhaft gegen das neue Ausnahmegesetz zu¬
gunsten der Polizei ein und warnte davor , die Privi¬
legien der Polizei noch mehr zu verstärken , während da»
Reich alle Veranlassung habe, die Rechte der einzelnen zu
schützen und sie vor polizeilicher Willkür zu bewahren.
Der § 23 des Gesetzes bringt gegen den bestehenden Zu¬
stand insofern eine Aenderung, als für Zwecke der
Rechtspflege und der öffentlichen Sicherheit von den Be¬
hörden Bildnisse ohne Einwilligung des Berechtigten so¬
wie des Abgebildeten oder seiner Angehörigen verviel¬
fältigt , verbreitet und öffentlich zur Schau gestellt wer¬
den dürfen . Die sozialdemokratische Fraktion bean¬
tragte , wenigstens einige Rechtsgarantien dadurch zu
schaffen , daß man sagte, Bildnisse „dürfen nur auf rich¬
terliche Anordnung " usw . und ferner hinzusetzte : „Die
richterliche Anordnung darf nur aufgrund reichsgesetz¬
licher Bestimmungen ergehen". Es war das cineWarnung
vor willkürlichen Eingriffen in die persönliche Freiheit
des einzelnen , eine Warnung , die z. B . durch das Ver¬
halten der Mannheimer Polizei gegen den Anarcho -
sozialisten Dr . Friedeberg — er war des Vergehens
gegen eine gleichgiltige Bestimmung des badischen Ver¬
einsgesetzes beschuldigt und in der Haft photographiert
worden , wurde aber später von der Anklage freigesprochen
— besonders eindringlich gerechtfertigt wird ; aber sie
verhallte wirkungslos . Die Dtehrhcit des Reichstage »
gab der Polizei das von der Regierung gewünschte und
als Bedingung zur Annahme des Gesetzes gemachte
Recht , jeden Verhafteten gegen seinen Willen photo¬
graphieren und die Photographie aufzubewahren oder
beliebig zu verbreiten .

Gegen die Härten der Urheberrcchtsgcsetzgebung der
Vereinigten Staaten von Nordamerika wandte sich eine
von dem Genossen D i c tz begründete Resolution, in der
der Reichsregierung empfolen wurde, ein gemeinsame»
Vorgehen der Vertragsstaaten der Berner Union gegen
die rücksichtslose , von Interessenten völlig beherrschte
lwrdamerikanische Regierung anzurcgen. Diese Reso¬
lution wurde mit großer Mehrheit angenommen. Die
dritte Lesung des Gesetzentwurfes ging am 10. Dezember
1906 vor sich . Und wurde das Gesetz angenommen; trotz
Ablehnung ihres Antrages gegen das Polizeiprivilegiuiu
stimmte unsere Fraktion in Rücksicht auf den sonstigen
Inhalt für das Gesetz. Dasselbe ist am 1. Juli 1907 in
Kraft getreten .

Rechtsfähigkeit der Berufsvereine.
Hatte die Regierung bei der Beratung der erste»

sozialpolitischen Vorlage der oben behandelten Novelle
über den Bauarbeiterschuh noch leidlich abgeschnitten
und auch aus dem Munde unseres Vertreters das Zeug¬
nis ausgestellt erhalten , daß man ihren guten Willen
anerkenne , so erlitt sie bei der zweiten Vorlage, dem
Entwurf eines Gesetzes über die gewerbliche« BerusS-
vereiue ( Nr . 533 der Drucksachen ) eine um so entschei¬
dendere Niederlage.

Die Frage der Rechtsfähigkeit von Arbeiterberufs¬
vereinen hatte in den Kreisen der Sozialpolitiker seit
langer Zeit eine Rolle gespielt . Sollte sie gesetzlich ge¬
löst werden , so mußte die Arbeiterschaft verlangen, daß
das neue Gesetz den Gewerkschaften , wie sie sich im Laufe
der wirtschaftlichen Entwicklung herausgebildet haben,
eine ihren Verhältnissen angepaßte, klare und gesicherte
Rechtsstellung verleihe. Da die freien Gewerkschaften
bis heute in den Ruf nach der Rechtsfähigkeit nicht ein¬
gestimmt hatten , so mußten sie ferner verlangen, daß eia
Gesetz über die Verleihung der Rechtsfähigkeit , ohne
dessen Existenz sie groß und einflußreich geworden
ivaren , ihnen kein Opfer an Bewegungsfreiheit und Ent¬
wicklungsmöglichkeit auferlegc . Dieses hatte die Regie¬
rung bei ihrem Entwürfe außer gcht gelassen. Der Ge¬
setzentwurf war nichts als ein Versuch , die erfolgreiche
und fruchtbare Entwicklung des Gewerkschaftslebcn » zu
hemmen, ja geradezu zu vernichten .

Unser Gewerkschaftsleben entbehtte bisher eine be¬
sondere gesetzliche Regelung. Den Berufsvereimgur» »
fehlte die Rechtsfähigkett, die juristische Persönlichkris ,
sie konnten nicht im eigenen Namen für sich selbst i»
Rechtsgeschäftenauftreten , also nicht vor Glicht klag« .
Grundeigentum erwerben, und andere Rechtsgeschäfte
abschließen. Der heutige Rechtszustand ist st» daß dÄ



ßleidjfliltiflen und bedeutungslosen Vereinigungen die
Erwerbung voller Persönlichleitsrechte leicht gemacht ist,
während das Anrecht darauf allen Vereinen mit ernsten
Zielen und wichtigen Zwecken versagt bleibt ; denn man
knüpft den Erwerb der Rechtsfähigkeit an die Eintrag¬
ung in das Vercinsregister , gibt aber dabei gleichzeitig
der Polizei ein Widerspruchsrecht gegen die Registrier¬
ung politischer , sozialpolitischer und religiöser Vereine.

Diesen Zustand wollte die Regierungsvorlage angeb¬
lich ändern . Sic schuf aber zu dem Zweck nicht etwa ein
verständiges , den Bedürfnisse» des Lebens angepatztes
Recht der Berufsverbände , sondern begnügte sich mit
einer verworrenen und gefährlichen Anfügung ai> das
ohnehin unübersichtliche bürgerliche Gesetzbuch und die
einzelstaatlichen Pereinsgesetze. Form und Inhalt mach¬
ten der sozialdemokratischen Fraktion die Zustimmung
gleicherweise unmöglich .

In § l zog der Entwurf den Kreis der Berufsvereine ,
denen die Eintragung in das Bereinsregister gestattet
sein sollte , so eng , dah unsere grötzten Gewerkschaften in
ihrer heutigen Form sich kaum dem Gesetz hatten unter¬
stellen können , selbst wenn sic gewollt hätten . Als Be¬
rufsverein sollte eingetragen werden können : „ ein Ver¬
ein von Gewerbetreibenden oder gewerblichen Arbeitern
(Titel VII der Gewerbeordnung) desselben Gewerbes
oder verwandter Gewerbe oder von solchen Gewerbetrei¬
benden und Arbeitern zugleich , wenn sein Zweck nur auf
Wahrung und Förderung der mit dem Beruf seiner
Mitglieder unmittelbar in Beziehung stehenden gemein¬
samen gewerblichen Interessen oder daneben auf die
Unterstützung seiner Mitglieder gerichtet ist, ohne
datz ihnen ein Rechtsanspruch darauf einge¬
räumt wird ." Durch diese Definition wurden
alle Kategorien von Arbeitern , die nicht unter
den Titel VII der Gewerbeordnung fallen, von dem
Recht dieses Gesetzentwurfes ausgeschloffen . Das be¬
trifft alle Eisenbahnangestellten, auch , wie die Begrün¬
dung frischweg bestimmt, die in Eisenbahnwerkstätten
beschäftigten Arbeiter , die Handelsangestelltrn , die
Bureaugehilfen von Krankenkaffen , Berufsgenoffenschaf-
tcu , Rechtsanwälten usw . , die Schiffsbesatzungrn und
alle Landarbeiter . Da diese Klassen von Arbeitern nicht
nur keine eigenen eingetragenen Berufsvereine sollten
bilden können , sondern auch anderen Bcrufsvereinen
nicht sollten angehören dürfen , so würde Verbänden, wie
unserem Verband der Fabrik- , Land- und Hilfsarbeiter ,
die Möglichkeit einer Erlangung der Rechtsfähigkeit nach
diesem Entwurf von vornherein versagt geblieben sein .
Die ganze ängstliche Abgrenzung von Angehörigen eines
bestimmten Gewerbes oder verwandter Gewerbe von
allen übrigen Arbeitern ließ schon erkennen, datz die
Absicht der Regierung darauf hinausging , die grotzen ,
machtvollen gewerkschaftlichen Verbände zu zerschlagen
und nur kleine , deshalb ohnmächtige Gruppen zu dulden.

Dieselbe Tendenz zeigte sich auch in dem Bestreben,
Berufsverbänden , die sich dem Gesetz unterstellen woll¬
ten , den Zweck auf das engste zu umgrenzen , sie auf
kleinliche Handwerks- und Kirchturminteressen aus -
schlietzlich hinzuweisen. Und endlich diente dieser Tendenz
die polizeiliche Kontrolle , der die rechtsfähigen
Vereine unterstellt werden sollten . Eine Menge harter
Strafbestimmungen sollten die Durchführung solcher Be¬
schränkung sichern. Jede Ueberschreitung der Vorschrif¬
ten machte die Vorstände strafbar und konnte zur Ent¬
ziehung der Rechtsfähigkeit führen . Dabei öffnete der
Entwurf gegen die lnassenhaften Ordnungsstrafen nicht
einmal den ordentlichen Rechtsweg , sondern wollte nur
die Beschwerde an die Vorgesetzte Behörde der Polizei
zulassen, eine Zumutung , die dem modernen Rechtsem¬
pfinden geradezu ins Gesicht schlägt .

Vorschriften des Entwurfes über die Führung von
Mitgliederlisten und die Verpflichtung der Vorstände,
die Mitgliederlisten der Verwaltungsbehörde auf Ver¬
langen vorzulrgcn , bewiesen nur , wie weltfremd die
Verfasser des Entwurfes unserem Gewerkschaftsleben
gegcnüberstcheu. Der Vorstand eines rechtsfähigen Be-
rufsvercins sollte nach dem Entwurf ebenfalls gemäß
besonderer Bestinimungen des Bundesrats jährlicher
Uebcrsichten über Zahl und Berufsstellung der Vereins -
Mitglieder, detaillierte Angaben über Einnahmen und
Ausgaben des Vereins , sowie über den Bestand des Ver-
einsvcrmögens ausstellcn, der Verwaltungsbehörde ein-
rcichen lind im Rcichsanzeigcr veröffentlichen. So viel
Vorschriften so viel Möglichkeiten polizeilicher und ge¬
richtlicher Schikanicrung !

Polizeilicher Geist ärgster Art sprach weiterhin aus
den Vorschläge » über die Entziehung der Rechtsfähig¬
keit : angedrohl wurde sie für den Fall , datz rechtsfähige
Verbände eine Arbeitcraussperrung oder einen Arbeiter-
ausstand hcrbciführen oder förderten , die mit Rücksicht
auf die Natur oder die Bestimmungen des Betriebs ge¬
eignet wären , die Sicherheit des Reiches oder eines Bun¬
desstaates zu gefährden, eine Störung in der Versorgung
der Bevölkerung mit Wasser oder Beleuchtung herbeizu¬
führen oder eine gemeine Gefahr für das Leben zu ver¬
ursachen . Streiks in Betrieben von Eisenbahnen,
Etrahenbahncn , der öklcnilichcn Beleuchtung, bei Was¬
serleitungen usw. dürften demnach von eingetragenen
Verbänden nicht nur nicht unternommen , sondern auch
nicht unterstützt werden. Aber dasselbe war auch bei an¬
deren Streiks der Fall . Unbestimmte Ausdrücke , wie
„Gefährdung der Sicherheit des Reiches oder eines Bun¬
desstaates "

, oder „gemeine Gefahr für das Menschen¬
leben" können schließlich auf jeden größeren Streik an-
gewendct lvcrdcn. Hafcnarbciterstreiks , Bergarbeiter¬
streiks usw . kann man jederzeit diesen Begriffen unter¬
stellen .

Bei Entziehung der Rechtsfähigkeit sollte eine Liqui¬
dation nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz¬
buches ftattfinden . Das Vermögen des Vereins wird
dadurch zunächst festgelegt und fällt , falls keine beson¬
deren Bestimmungen über seine Verwendung getroffen
worden sind , an die Mitglieder , wenn solche Bestimm¬
ungen bestehen , frühestens nach Verlauf eines Jahres
an die dafür bestimmten Organisationen . ES ist also nach
diesen Bestimmungen mindestens ein Jahr lang jeder
Verfügung entzogen. Außerdem aber sollte schon vor
rechtskräftiger Entziehung der Rechtsfähigkeit die für
das Entziehungsvccfahren zuständige Behörde durch
einstweilige Anordnungen alle ihr gutdünkenden Mah-
nahnien treffen dürfen , wogegen wiederum nicht ein ge¬
ordneter Rechtsweg , sondern nur Beschwerde an die Vor¬
gesetzte Behörde gegeben sein soll , ohne daß diese Be¬
schwerde aufschiebende Wirkung gehabt hätte . ( § 15
Absatz 2. ) Auf diese Art hätte in kritischen Zeiten jede
Handlung des Verbandes unter der Behauptung ver¬
boten werden können , sie überschreite die Zwecke des Ver¬
bandes , und jederzeit hätte das Verbandsvermögen be¬
schlagnahmt werden können . Wäre eine solche Anordnung
noch so unbegründet und unsinnig, sie wäre nicht zu be¬
seitigen, bevor das gesamte Verfahren auf Entziehung
der Rechtsfähigkeit beendet wäre, was jahrelang hinge¬
zogen werden kann .

Recht spitzfindig ausgedacht war alsdann jene Bestim¬
mung , die angeblich dem Schutze der Minderheiten die¬
nen sollte . Nämlich nicht nur die Verwaltungsbehörde
sollte eine Kontrolle über den rechtsfähigen Verein aus¬
üben, sondern auch Mitglieder sollten da« Recht haben,
im Wege der Klage Vereinsbeschlüffeder Mitgliederver¬
sammlungen oder de» an ihrer Stelle fungierenden Aus-

fchuffcS anzufechtcn. Die aus solchen Prozessen ergehen¬
den Urteile sollten auch für d i e Mitglieder loirkcn , die
selbst jene angegriffene » Beschlüsse gar nicht hatten an¬
fechten wollen . Dadurch wäre es in die Hand eines
jeden Spitzels gegeben gewesen , die Vereinstätigkeit auf
lange oder gar ans immer durch schikanöse .Klagen lahm-
zulegku.

Gegen diese Bedenken und Gefahren konnten die
Vorteile , die der Entwurf den BerufSvrreinigungen bot,
wenn sie sich dem Gesetz unterstelle» , nicht in die Wag¬
schale fallen . Die Hauptsache war , daß ein solcher Verein
hinfort Frauen und Minderjährige von mehr als Hi
Jahren sollte aufnehme» können , was bisher in manchen
Bundesstaaten erschwert oder ganz verboten ist. Ferner
sollten die Berufsvereine das Recht haben, vor Gericht
zu klagen , ivährend sie bisher nur verklagt werden konn¬
te » . Endlich sollten sie durch die Rechtsfähigkeit die
Möglichkeit erhalten , auf eigenen Namen Grundeigen¬
tum zu erwerben , Schenkungen und Erbschaften entgegen
zu nehmen. Nicht einmal eine verständige, klare, den
Rücken und Tücken des heutigen Rechtsprechungsbetriebes
ein Ende bereitende Sicherung des Koalltionsrcchtcs gab
der Entwurf .

Die Dinge lagen also so : Erstens war zu befürchten,
daß mit Hilfe dieses Gesetzes eine Menge von Streik¬
brechervereinen grohgczogen würde ; zweitens aber durfte
man annehmen , daß diejenigen Verbände, die von den :
Recht der Unterstellung unter das Gesetz keinen Gebrauch
machen wollten, durch Maßnahmen der Verwaltung und
der Rechtspflege gegen die rechtsfähige» Vereine benach¬
teiligt werden würden . Sich unter dqs Joch dieses Ge¬
setzes zu beugen, hätte für unsere Gewerkschaften den
Verzicht auf Freiheit , Macht und Ehre bedeutet.

Nicht wie es sonst bei grotzen und wichtigen Gesetzes¬
vorlagen die Regel ist , ein Vertreter der Regierung , son¬
dern der sozialpolitische Wortführer des Zentrums , Abge¬
ordneter T r i m b o r n , ergriff in der eröffneten De¬
batte über den Entwurf (am 23 . November 1906 ) als
erster das Wort . Er sprach , wie wenn er allen Strö¬
mungen im Zentrum , den kapitalistischen wie den prole¬
tarischen, den feudalen wie den demokratischen , gerecht
werden wollte, streifte die Einzelheiten der Vorlage und
hob ihre wenigen Vorteile für die Arbeiterschaft stark
hervor ; zum Schluß beantragte er ihre Verweisung an
eine Kommission , indem er die Hoffnung aussprach, daß
durch deren Arbeit die vorerst seiner Partei nicht ge¬
nügende Vorlage brauchbar gemacht werden könnte .

Mit Recht bemerkte der Vertreter unserer Partei ,
Genosse Legten , das Zentrum scheine auch bei dieser
Gelegenheit nicht von seinem Grundsatz abzugehen, als
Regierungspartei zu fungieren , weshalb auch Herr
Trimborn in einer Weise für die Vorlage gesprochen
habe, als wenn er in Vertretung der verbündeten Re¬
gierungen zu reden gehabt hätte . Wiederum ein Zeugnis
dafür , daß die Zentrumspartei noch am 23. November
1906 Regierungspartei war und als solche an¬
gesehen wurde.

In der Sache selbst sprach Legien das unverhohlene
Mißtrauen der modernen Arbeiterbewegung gegen den
Gesetzentwurf aus und wies namentlich nachdrücklich dar¬
auf hin , datz auch hier die Gelegenheit zur Schaffung
eines Koalitionsrechtes der Landarbeiter sowie der
Staatsarbeiter absichtlich und schroff vernachlässigtwerde.
Da die Rede unseres Vertreters in einer Agitations¬
broschüre im Lande verbreitet worden ist , können wir die
Einzelheiten seiner Ausführungen hier übergehen. Nur
aus dem Schluß sei folgendes angemerkt : „In diesem
Gesetze liegt die Tendenz , unsere gewerkschaftliche Or¬
ganisation Polizei ! ich zu reglementieren und
sie unter bestimmten Voraussetzungen in den schwersten
Zeiten , wo sie Kämpfe mit den Unternehmern zu führen
habe , wehrlos den Organisationen des Unternehmertums
preiszugeben . . . Wenn diese Tendenz nicht aus dem
ganzen Entwurf herausgebracht wird , dann wird er zum
Schaden jeder Berufsorganisation gereichen . . . Aus
dem Gebiete des Vereins - und Versammlungswesens ,
auf dem Gebiete des Polizeiverwaltungswesens ist der
Hebel anzusetzen . . . Solange Sie das nicht tun , so¬
lange der Versuch gemacht wird , auf dem Wege der pri-
vatrechtlichen Regelung noch eine weitere polizeiliche
Reglementierung unseren Organisationen zu bringen ,
solange kann derjenige, der cs gut und ernst meint mit
dem Wohle der Arbeiter , einem solchen Gesetzentwurf
nicht zustimmen, und wenn, wie gesagt, die Tendenz
nicht beseitigt wird , wenn die grundlegenden Bestim¬
mungen nicht herauskommen , dann wird der Gesetzent¬
wurf , mag er aus der Kommission in einer Form heraus¬
kommen , in welcher er will, tatsächlich nicht zum Nutzen
der Arbeiter dienen, sondern zum Nutzen der Unterneh¬
mer und zum Schaden der Arbeiterklasse."

Gerade weil der ganze Gesetzentwurf die Tendenz
in sich trug , die moderne Arbeiterbewegung zu zersplit¬
tern und dadurch zu schädigen , begrüßte ihn natürlich
die konservative Partei , die durch de » Mund des Abge¬
ordneten Schicker t erklären ließ , die Vorlage ent¬
spreche „ den berechtigten Forderungen der Arbeiterschaft,
vor allen Dingen der auf nationalem und christlichem
Boden stehenden Arbeiterschaft" .

Der Abgeordnete Bassermann , der im Namen
der nationalliberalcn Partei sprach , aber wohl schwerlich
seine Partei dabei geschloffen hinter sich hatte , vielleicht
nicht einmal die Mehrheit vertrat , übte, ungeachtet alles
Wohlwollens, das er der Regierung zollte , eine scharfe
und in manchen Beziehungen durchaus treffende Kritik
an dem Entwurf . Nach ihm erst sprach der Graf
v. P os a d o w s k y. Man muß anerkennen , datz er rück¬
haltlos die gefährliche Tendenz des Entwurfes offen¬
barte . Er ging von der Behauptung aus , in der Arbei¬
terbewegung gebe es sehr viele und sehr tiefgehende Un¬
terschiede , und die Regierung müßte das Bestreben
haben, diese Unterschiede zu erkennen und diejenigen
Elemente , die bewußt auf der Grundlage der bestehenden
Staatsordnung ständen, zu schützen und zu fördern . Das
heißt mit anderen Worten : die Arbeiterbewegung zu
trennen , um sie besser beherrschen zu klnnen . Staats¬
sekretär Graf v . PosadowSky war eben . Wie sehr man
auch seine Tätigkeit im einzelnen anerkennen mag, voll¬
ständig befangen in der Anschauung, man müsse Sozial -
Politik nicht um ihrer selbst willen treiben , sondern zur
Sicherung und Erhaltung der Macht der heute herrschen ,
den Klaffen. Weil er so dachte , empfand er den Wider¬
spruch aus den Reihen der Scharfmacher besonders un-
angenehm. Gegen sie, die damals schon eifrig am Werk
waren , seine Stellung zu unterhöhlen und seinen Sturz
herbeizuführen , wandte er fich mit den Worten : „Auf
der rechten Seite gib » eS eine Richtung in der Presse,
die einflußreiche Hir ermänner hat , denen jede Fort¬
bildung des Arbeiterrcchtes höchst unerwünscht ist, die
jede Fortbildung deS ArdetterrechtrS in unserer Zeit der
allgemeinen Schulbildung , der fortgesetzten Prosperität
des gesamten deutschen Volkes eigentlich als eine Preis -
gcbung von Rechten des Staate « betrachtet und damit
ihre eigenen Interessen mit den Staatsinteressen identi¬
fiziert .

" Das klang ganz tapfer , war aber nur der Not¬
schrei eines Mannes , der trotz aller Bereitwilligkeit den
herrschenden Klaffen und besonders den Agrariern »u
helfen — „wir arbeiten ja nur für Siel * —,
doch immer und immer wieder angefeindet wurde. Wie
sehr er geneigt war , agrarische Interessen über alle an-
deren zü stellen, das zeigte er durch sein« geradezu un¬

glaublich motivierte Verwerfung de» KoalitionsrechteS
der Landarbeiter . Seine oberflächliche Begründung die¬
ser Ablehnung zog ihm später vom zweiten Redner des
Zentrums , Abgeordneten Gicsberts , der sich über
den Entwurf im ganzen ungeschminkter aussprach als
sein Kollege Trimborn , eine verdiente Abfertigung zu .
Der Vertreter der Freikonservativen , Abgeordneter
B o k e l m n n n , wünschte , datz der Entwurf wesentlich
in der vorgelegtcn Gestalt Gesetzeskraft erlange . Da¬
gegen stimmte die gesamte Linke und auch die anti¬
semitische Gruppe , wenn auch in verschiedenen Abstu¬
fungen des Tons , in der Vcriverfung der Vorlage mit
der Sozialdemokratie prinzipiell überein ; alle bürger¬
lichen Parteien sprachen freilich die Hoffnung ans , in der
Kommission werde noch etwas Brauchbares zustande
kommen . Im Namen der sozialdemokratischen Partei
faßte dann noch einmal Abgeordneter Heine besonders
vom juristischen Standpunkt aus , alle berechtigten Ein¬
wendungen wirkungsvoll zusammen, und rechnete gleich¬
zeitig mit den verdächtigen Freunden der Arbeiterschaft
aus einzelnen bürgerlichen Parteien ab.

Ter Entwurf wurde einer Kommission von 21 Mit¬
gliedern überwiesen ; diese Kommission ist niemals zu¬
sammengetreten .

Polenpolitik .
Bei den Interpellationen der polnischen

und der Zentrums fraktion über den Mißbrauch
der Fürsorgeerziehung im politischen
Kampfe gegen die Polen und die Zwangs-
germanisierung lieh die sozialdemokratische Fraktion den
Polen getreu ihrer früheren Haltung und ihren Grund¬
sätzen die lebhafteste Unterstützung. Die Pgrtrien des
Reichstages schieden fich so , datz di« Konservativen die
üblichen Kompetenzeinwandr gegen die Behandlung der
Angelegenheit erhoben, die Nationalliberalen ebenso wie
die Antisemiten mit Enthusiasmus die Gewaltmatznahmrn
der preußischen Regierung und der preußischen Justiz
gegen die Polen begrüßten, während die Sozialdemokraten,
oaS Zentrum, die freisinnigen Gruppen und selbstverständ¬
lich die kleineren Rationalitätengruppen fich zu einer
scharfe» Absage an die hakatistische Politik im Osten
vereinigten.

Im Namen unserer Fraktion sprach Genoss« Bebel ,
der mit der ganzen preußischen Polenpolitik eine gründ¬
liche Abrechnung hielt.

Der Vergewaltigung polnischer Eltern mit Hülfe der
§§ 1606 und 1838 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist in¬
zwischen, wie angeführt sein mag , von den oberen In¬
stanzen rin Ende bereitet worden.

Fleischnot .
Di« Frage der rationellen Volksernährima bildete den

Gegenstand der sreistnn . und der sozialdemokr . Inter¬
pellation über die Fleischteuerung , die
endlich am 11 . Dezember 1906 zur Verhandlung kam.
Für die sozialdemokratische Fraktion sprach Abgeordneter
Scheid ^emann , der an der Hand eines ausgezeich¬
neten Materials gründlich mit den Agrariern und der
ihnen gehorsamen Regierung ins Gericht ging. Im
Namen der übergroßen Masse des Volkes verlangte er,
daß Maßnahmen zur Linderung der Fleischnot ergriffen
würden, daß die Regierung sich nicht mehr als die Die¬
nerin einer einseitigen agrarischen Jirtereil'cnpoliiik fühle
und als solche handele, daß vielmehr sofort die Grenzen
unter Beachtung der wirklich unerläßlichen sanitären
Schutzmaßregeln für den Viehimport geöffnet lvürdcn.
Mit Recht wies er darauf hin, daß es auf die Dauer
mit der Verteuerung der Lebensmittel in Deutschland
nicht so weitergehen kann und auch nicht so weitergehen
wird ; denn es heißt in der Tat an einer glücklichen
Zukunst unseres Volkes verzweifeln, wollte man annehmen
daß «ine Kulturnatio » auf die Dauer eine volksverwüstende
Junkerpolitik sich gefallen lasse, wie sie bei uns heute
getrieben lvird.

Vergeblich versuchten der Graf v. PosadowSky
und der an PodbielSkis Stelle neuernannte Landwirtschafts¬
minister v. Arnim , das Verhalten der Regierung zu
rechtfertigen und ihre völlige Passivität in dieser Ange¬
legenheit zu beschönigen ; besonders der Minister v . Arnim
zeigte sich als unverfälschter Agrarier , der mit der größten
Harmlosigkeit alle die Argumente zur Unterstützung der
Auspowerungspolitik vorbrachte, die man täglich ziveimal
in der „ Deutschen Tageszeitung " lesen kann . Da bei
Interpellationen keine Abstimmung geschäftSordnungS -
gemäh zulässig ist, so konnte am Schluß der Besprechung
kein bestimmtes Resultat festgestellt werde» ; der moraliiche
Eindruck der zweitägigen Verhandlung , sowie das Echo,
das sie in der gesamten nichtagrarischenPresse im Lande
fand, stellte sich aber als eine schwere Niederlage der
Regierung heraus . Die Sozialdemolratie und die bürger¬
liche Linke hatten unzweifelhaft die große Majorität der
Bevölkerung in ihrem Kampfe gegen 'das Agrariertum
und die m t ihm verbündete Regierung auf ihrer Seite .

AlgeciraSakte .
Zu einer nochmaligen Erörterung der auswär¬

tigen Politik des Reiches gab eine Vorlage der
Regierung zur Ausführung der Generalakte der inter¬
nationalen KonferenzvonAlgeciras vom 7 . April
1906 (Nr . 950 der Drucksachen) Anlaß. Die AlgeciraSakte
soll die Grundlage der ferneren Entwicklung der Dinge
in Marokko bilden. Ausgehend von der Souveränität
des marokkanischen Sultans , der Unantastbarkeit de »
marokkanischen Gebietes und der handelspolitischenGleich¬
berechtigung aller Staaten in diesem Lande hat die
AlgeciraSakte in 7 Kapiteln Bestimmungen über die Auf-
rechterhaltung der Ordnung , die Fremdenpolitik. Ein¬
richtung einer Staatsbank , Bestimmungen über den
Handel mit Waffen , über Zoll - und Steuerlorsen , über
Vergebung öffentlicher Arbeiten und dergleichen ge¬
troffen.

Ohne eine Anerkennung der deutschen Marokkopolitik
auszusprechen, stimmte die sozialdemokratische Fraktion
dem vorgelegten Gesetzentwurf, den sie rein formal be¬
handelte, zu . Der Abgeordnete v . V o I l m a r , der für
sie das Wort führte, benutzte dir Gelegenheit, um von
neuem die regelmäßige Auslieferung urlundlichen Ma¬
terials über die Auslandspolitik an den Reichstag zu
fördern ; ohne rin solches urkundliches Material , da » in
konstitutionell regierten Ländern ganz selbstverständlich
mit größter Bereitwilligkeit und recht ausführlich der
Volksvertretung zugänglich gemacht wird, ist die dem
Reichstag zustehende und von ihm auSzuübende wirksame
Kontrolle der auswärtigen Politik vollkommen ausge¬
schlossen. Die Reichsregierung hat sich bisher gegen
diese Mahnung ebenso gleichgiltig vrrhalten wie gegen
den von der Zentrumspartei ringebrachten Antrag Hom¬
pesch , der sich auf den gleichen Gegenstand bezieht.

Kolonialfragen .
Den Erörterungen der Kolonial « ngelegen -

h eiten sah man im Parlament wie im Bolle mit
gleicher Spannung entgegen. Im Frühjahr 1906 Hütten
die Verhandlungen des Reichstage«, wie man weiß, mit
dem Knalleffekt geendet , saß die bereits in zweiter
Lesung mit 127 gegen 110 Stimmen angenommen« Vor¬
lage der Regierung auf Schaffung eines StaatssekretariatS
für die Kolonien in dritter Lesung ebenso wie die Bahn
Kubub—Keetmanshoop nach einem allseitig verurteilten
Borstotz de» schneidige» Obersten v . Deimling abgrlrhnt
wurde . Der Erbprinz von Hohenlohe, der damals an
der Spitze der Kolonialverwaltung stand, überdauerte
diele Niederlage nicht lange, sondern wurde jm Sommer
1906 durch den birheriaen Direktor der Darmstädter
Bank in Berlin , Bernhard Dernbnrg , ersetzt . Dem
neuen Manne ging der Ruf einer rücksichtslosen Drauf -

(
länger« voraus . Man konnte mit Recht darauf gespannt
ein , wie er die ihm gestellte Aufgabe der „Sanierung "

der deutschen Kolonialpolitik lösen werde. Der Anfang
war nichts weniger als vielversprechend . Dernburz gab
Denkschriften Hora»», in denen er sich in erster Linie
um den Nachweis des Wertes unsere » Kolonialbesitze «
bemüht«. Zunächst «ine Aufstelluim über daS in den
Kolonien angelegte Kapital ; er macht« dabei einen Unter-

gjieb zwischen rentabler werdender und unrentabler
» lag«. Da» Reich Hab« dort festgelegt fnr :

Eisenbahnen . 40 606 784 m.
Schiffahrt u. Hilfseinrichtungen ( Häfen) 19 $2848g

™

Versuchsgärten . 8 740816
Wege- , Wasser- und Brimnenanlagen . 2 711 gffa

r.in Summa 60 782 840
Davon direkt unrentabel , . . . . 1Q49 243
Bleibe „werdendes" Kapital 69 748 097 M

Rentabel sei von diesem Kapital vorläufig noch nicht,
Dazu kämen dann noch 6 788 134 Mk. für die

bercitung werbender Zwecke; es kosteten also die oben
erwähnten Anlagen dem Reiche : 66 870 474 <m»
Die Missionen hätten an Kapital Investiert 8 034 —

ilverviDie neuen ostafrikan. Kommunalvervände
Erwerbsgesellschaften
Schiffahrtsgesellschaften
Einzelunternehmungen
Sonstige angelegte Kapitalien
In , Mutterland angelegt

142 7ltz tz
68 077 $00
66 6210Ö0
lOWÖOOO
HM) öoa

gäbe
• nttenu
eljährli

« Pfg . (Be
In Summa also 365 779 88* M

Weil Herr Dernburg aber »och « twhs vergessen hah, „
könnte , so recbnet er mit einer abgerüWeten Sunzme n ->»
370 Millionen Mark. Daß dir MW ffi . 6« <tx.

>ncyr weuer an. ^. avei „ oegrunoei er r
Man sollte nicht außer acht .lasten, daß d Unsere

Blätter iin einer Zeit, wo sich so viele Gebiete

Der 81Industrie von größter trgkxit find ü
tung wächst mft her durch Kapttalinbestition steigenden Er
schließuna de« Lander ."

Geradezu grotesk war __
der Kolonien. Rach einer einzig dästtbendesi
rechnete et als Produktionswert unserer K>

''
&ummc heraus

Ofiasrika 166 000 0H0 M
Togo 71 §00 dbg
Kamerun 232
Südwestafrika 4
Samoa 67 «KP
Neuguinea, Bismarck-Archipel 42100
Marschallinseln, Karolinen usw . 32 600 00a

d,e Berechngstg des Wen«
olonlen Hefe

Langsam , wn
B, schleppt di«

Freiheitsfre
; Manschen Fa

Revolutionen
fcjnt tausendm
Snm in den 2
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Summa 616 800 000 MI . ?
Nicht berücksichtigt wurde in dieser Rechnung de»

’n
v

" erführe
Bergiverksrigenium, sowie der angebliche Schatz .

rirt
,
een f

geologisch wertvollenBodenbestcmdtcileii . dennoch arbei ' ct, 1 Öm m ®en $
nach dieser Art der Rechnusig in den Kolonien ein pr „. : erlegen . Jm
duktives Kapital in Höhe von 10<i0 Millionen Mark ^ mige Gewehre

Roch bevor fich der Reichstag mit diesen Denstchnh «, ■ essen, als die
zu befassen hatte , waren sie Gegenstand einer lebt,asten, s qchütze waren
zumeist hohnvollen Erörterung in der Preise geu-eien . / ^ erträglich.
Man tut der Kolonialverwaltung sicherlich nicht Unrecht .

''
toctE A .

Wen » man annimmt, daß sie durch diese Denkschrift & ; ,
Diskussion von ihren zahlreichen Fehlern , von den Un. - iJV C
taten einzelner Kolonialbeamter , von der verschwend- l ^

«bgeseuert w
he» Wirtschaft ablenken wollte . Jm Reichstage knüpfst \ sißwirkung war

niemals

die Erörterung nicht an den Etat der KolonialverwaiknW k prikade konnte
und der einzelnen Schutzgebiete an , sondern an euiigr? t Verhältnisse
Nachtragsetats , die wiederum rund 30 Millionen Mack
für den südweftafrikanischen Krieg, beztv . die nachlräglichs .]
Bewilligung für bereits ausgegebene Gelder und 6#
Millionen für die im Frühjahr abgelehntr FortfAßrimg
der Bahn Lüderitzbucht Keetmanshoop über Kubub hinnn?
forderten.

Am 28 . November 1806 führte der Reichskanzler
für st von Bülow persönlich den neue» Mann it»
Parlamente « in. Wie eS seine Art ist, kokettierte Bülow
bei dieser Gelegenheit mit seiner „Offenheit und Bon
urteilSlofigkeit" . Anscheinend weit davon entfernt, da«
bisherige System verteidigen zu wollen , und mit rhe¬
torischen Zusicherungen baldiger und gründlicher Aendc
rungen nicht sparsam, forderte er den Reichstag aal,
alles Vertrauen zu der Regierung zu haben, die gan^
gewiß die Dinge zum Besten kehren werde. Es ge«
augenscheinliche Mißstände, so sagte er, in der KoloniS"
Verwaltung zu beseitigen ; es seien Reformen an Haupt
und Gliedern nötig ; aber das deutsche Volk dürfte iiidii
in einer Anwandlung von Schwäche die Flinte in« Um
werfen» sondern müsse auf dem einmal betretenen Wege
bleiben, und die Schutzgebiete , wenn
Not und Sorgen , erhalten . Kritik fei
und angebracht, aber die Erörterungen in der PrcOi x

'
^ _

hätten weit über das Ziel hinausgeschoffen ; auch Mid-re
Völker hätten ihre Kolonialskandale gehabt, schuldig« '
Beamten sollten zur Rechenschaft gezogen und nichts vrr-
tuscht werden usw.

Nach ihm sprach der Kolonialdirektor Der » bürg
und entwickelte dabei sein Arbcitsprogramm . Er erllärtk,
datz eine Fortdauer der in den letzten Jahren siir
Kolonien gebrachten Opfer in der gleichen Hohe nick
angängig sei . Für ihn komme eS zunächst darauf air
klare und saubere Zustände zu schaffen, richtige will-
schaftliche Prinzipien einzuführen, das Budgelrecht de«
Reichstag« zu sichern, «in eigenes NechinmgSgrsetz u >!»
Beamtengesetz für die Kolonien vorzubereilen, und eine» ;
Stamm leistungsfähiger und verläßlicher Beaniten ho-
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anzuziehen. Zur Untersuchung der gegen einzelne Be¬
amten und Offiziere erhobenen Anschuldigungen habe
Reichskanzler auf seinen Vorschlag eine Kommission , W
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Reichskanzler auf seinen Vorschlag eine Kommission
stehend aus zwei preußischen Richtern und einen , Staa :
anwalt , eingesetzt ; schuldige Beamte sollten der gerecht
Strafe nicht entgehen, solche Beamte ober, di « ih>
Pflicht täten , von Amts wegen gegen „ unberechligte « r
heimtückische Angriffe" geschützt werden. Die Koloi» «
sollten zur wirtschaftlichenSelbständigkeit entwickelt Wj?»
den , die sich auf ihre eigenen Einnahme» gründen muss «
Die Politik der Konzessionen an das Privatkavttal »
den Schutzgebieten solle anfhören, die wirtschaftliche
schlirßung der Schutzgebiete wesentlich durch die Förtt-
rung des Eisenbahnbaurs betrieben werden. Die bis¬
herigen MonopolisierungS- und TranSportverträgr m»
den Firmen von Tipi' elskirch n . Co., Oranien - Apothkle
und Wörmann-Linie seien in einer für das Reich 8»*’ Haben Sie an
stigen Weise gelost worden. fei Fremde ot

Charakteristisch für diese Erklärungen sowohl .NM bafs ic
KolonialdirektorS als auch für die deS RcichSkaiizleiD

' . .
war , daß darin die Ei n g e b or ene » - Fr a g e mst Lt, .,-, . „ . „
keinem Wort erwähnt wurde : die Zentralftage alles ivcrn pass.
Kolonialpolitik schien für sie nicht zu bestehen ; st« hatte» da auch gc>
zunächst mit der Regulierung deS bureaukrotiime ^ «n habe ich gl
Apparates und der Betreuung kapitalistischer Interesses tzt.

"

genug zu tun .
Immerhin fand die Versichernng Dernburgs , daß b>«

schamlose Vertuschungspolitil früherer Zeiten, die w»

zur Korruption gediehene Bevorzugung gewisser
rungs « und TranSportfirmen und der großen Landge '«^ ^

kamen d

rungs « und Transportstrmen und ver großen rianog -^ ', .
schäften in Südwestafrika , die shstematische Deckunĝ ver¬
brecherischer Kotonialhekdrn aushören solle, Beifall ."
Reichstag.

( Fortsetzung folgt.) ^

Von der Mannheimer Ausstellung'
Di« nächsten Wochen werde» in der Mannheinst.

Jubiläums -Ausstellung eine große Zahl hervorrage"^
besonderer Veranstaltungen bringen . N»- >,-»weisen
heute nur auf die am nächsten Sainstag beginnende
bis zum 9 . September dauernde allgemeine g * 0Ji
Herbst - Ausstellung , die unter überaus 8®*
reicher Beteiligung nicht nur dir Hallen der Gartenc »

Ausstellung, sondern auch den Nibelungensaal uW® w
Garten der Frsthalle füllen und eine hervorraĝ
Sehenswürdigkeit bilde» wird . Ein Besuch der ." ‘‘Lt*
heimer Ausstellung dürfte fich um die genannte Ze»
mehr empfehlen , al» auch an besonderen Vergnüg0"^
Veranstaltungen Außergewöhnliches geboten Kni ,

SB. am 8. und 9. September das groß» I u b i l 61» *
M daß

Volksfest unter Mitwirkung deS Feuerio. »a« . seines
volkstümliche Veranstaltung allerersten^ Ra«B^ v
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